
Landtag von Baden-Württemberg
15. Wahlperiode

1
Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.

Drucksache 15 / 1585
20. 04. 2012

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme
des Staatsministeriums

Partnerschaft mit Griechenland

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�ob es außer der Partnerschaft der Region Thessaloniki mit der Region Stuttgart 
noch andere Partnerschaften auf kommunaler und regionaler Ebene zwischen 
Baden-Württemberg und Griechenland gibt;

2.	�wie sie die in Ziffer 1 genannten Partnerschaften bewertet und ob es seitens des 
Landes Unterstützung für diese Partnerschaften gibt;

3.	� welchen kulturellen, ökonomischen, wissenschaftlichen und sportlichen Austausch 
es über die unter 1. angesprochenen Partnerschaften zwischen Baden-Württem-
berg und Griechenland hinaus gibt;

4.	�ob es auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes zwischen Baden-Württemberg 
und Griechenland eine Zusammenarbeit gibt;

5.	�wie viele griechische Gemeinden oder Vereine es in Baden-Württemberg gibt 
und wie sie in ihr jeweiliges Lebensumfeld integriert sind;

6.	�ob sich seit der Wirtschafts- und Finanzkrise in Griechenland die Zahl der  
arbeitsuchenden Fachkräfte aus Griechenland in Baden-Württemberg signifi-
kant verändert hat;

7.	�was sie für einen verstärkten Austausch von Fachkräften zwischen Baden-Würt-
temberg und Griechenland tun will;
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8.	�ob es in der Vergangenheit EU-Projekte zwischen Griechenland und Baden-
Württemberg gegeben hat und welcher Veränderungen es ggf. im Rahmen der 
neuen Förderperiode 2014 bis 2020 bedarf, um solche Projekte künftig umzuset-
zen; 

9.	�ob eine Unterstützung Griechenlands durch Baden-Württemberg bei der Lösung 
aktuell drängender humanitärer Probleme, wie z. B. der Versorgung von Flücht-
lingen und illegalen Zuwanderern, geplant ist.

20. 04. 2012

Schmiedel, Haller-Haid
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Griechenland und mit ihm ganz Europa erlebt derzeit eine seiner schwersten Kri-
sen. In der Not soll man Freunden helfen und deshalb ist es jetzt besonders wichtig, 
Griechenland bei der Bewältigung seiner Probleme zu unterstützen. Dies bezieht 
sich in erster Linie auf die Auswirkungen der internationalen Auflagen in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise, in deren Folge insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit 
und die Zahl bedürftiger Menschen stark ansteigen. Dies trifft ebenso für die 
Flüchtlingsproblematik zu. Hierzu können auch die seit vielen Jahren gewachse-
nen Freundschaften und guten Beziehungen zwischen Menschen und Institutionen 
aus Baden-Württemberg und Griechenland einen wichtigen Beitrag leisten.

S t e l l u n g n a h m e *)

Mit Schreiben vom 25. Mai 2012 Nr. V–0147.Griechenland nimmt das Staatsmi-
nisterium in Abstimmung mit dem Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, dem 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, dem Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, dem Innenministerium, dem Ministerium für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren, dem Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz sowie dem Ministerium für Integration zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�ob es außer der Partnerschaft der Region Thessaloniki mit der Region Stuttgart 
noch andere Partnerschaften auf kommunaler und regionaler Ebene zwischen 
Baden-Württemberg und Griechenland gibt;

Nach den dem Innenministerium vorliegenden Informationen (Stand 30. April 
2012) gibt es eine kommunale Partnerschaft zwischen der Gemeinde Gemmrig-
heim und der griechischen Gemeinde Trigono1 .

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.

1 �Da es keine diesbezügliche Meldepflicht der Kommunen gibt, können diese Angaben keinen An-
spruch auf Vollständigkeit erheben. Sie beruhen im Wesentlichen auf vorliegenden Erhebungen 
der kommunalen Landesverbände und anderen öffentlich zugänglichen Quellen. Diese werden 
allerdings nicht fortlaufend aktualisiert. Von einer gesonderten Erhebung bei allen Kommunen 
des Landes wurde im Hinblick auf den damit verbundenen Aufwand abgesehen.
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2.	�wie sie die in Ziffer 1 genannten Partnerschaften bewertet und ob es seitens des 
Landes Unterstützung für diese Partnerschaften gibt;

Das Eingehen und die Pflege von kommunalen Partnerschaften gehört zur kommu-
nalen Selbstverwaltung. Die Landesregierung nimmt hierauf keinen Einfluss. Lan-
desmittel für eine finanzielle Unterstützung stehen nicht zur Verfügung. Es liegen 
auch keine Informationen zur Ausgestaltung der einzelnen Partnerschaften vor.

3.	�welchen kulturellen, ökonomischen, wissenschaftlichen und sportlichen Aus-
tausch es über die unter 1. angesprochenen Partnerschaften zwischen Baden-
Württemberg und Griechenland hinaus gibt;

Kultureller Austausch

Dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst sind derzeit keine  
Kooperationen mit Griechenland bekannt. Auch in der Vergangenheit gab es keine 
nennenswerten Kontakte im Kulturbereich. Zudem ist das Verhältnis derzeit wegen 
der griechischen Rückforderung von Kulturgut aus dem badischen Landesmuseum 
in Karlsruhe im Zusammenhang mit der Kykladen-Ausstellung erheblich belastet.

Ökonomischer Austausch

Durch die Wirtschaftskrise in Griechenland fiel das Land im vergangenen Jahr 2011 
in der Rangliste der nach Deutschland liefernden Länder vom 45. auf den 49. Platz 
zurück. Der Anteil Griechenlands an den deutschen Gesamtimporten verringerte 
sich mit einem Gesamtumfang von 1,9 Mrd. €  auf einen Anteil von 0,2 %. Davon 
entfielen Importgüter im Wert von 300 Mio. € auf Baden-Württemberg; die wich-
tigsten Einfuhrgüter waren Nahrungs- und Futtermittel. Als Zielland deutscher 
Exporte fiel Griechenland im Jahr 2011 mit einem Gesamtumfang von 5,1 Mrd. € 
und einem Anteil von 0,5 % der deutschen Exporte auf den 38. Platz zurück (2010: 
Platz 33; 2009: Platz 25). Wichtige Exportgüter aus Baden-Württemberg waren 
pharmazeutische und chemische Erzeugnisse mit einem Warenwert von insgesamt 
0,3 Mrd. €.

Deutschland ist neben Italien einer der traditionell wichtigsten Außenhandels-
partner Griechenlands. In Anbetracht der rückläufigen Dynamik der deutsch-
griechischen Wirtschaftsbeziehungen und der Wirtschaftskrise im Land hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie in einem Eckpunktepapier vom 
21. Juli 2011 einige konkrete Projekte der wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit 
angekündigt u. a. im Bereich der Energie (erneuerbare Energien, Kraftwerksbau, 
Netzausbau, Energieeffizienz), des Tourismus, der Informations- und Kommu-
nikationstechnik sowie des Transportwesens. Ausgehend hiervon fand am 7. Ok-
tober 2011 eine Außenwirtschaftsdelegationsreise deutscher Unternehmen nach 
Griechenland statt, die mit der Unterzeichnung einer gemeinsamen deutsch-grie-
chischen Erklärung endete. Angekündigt wird eine administrative Unterstützung 
Griechenlands in Fragen der Wirtschaftsgesetzgebung und der Wirtschaftsverwal-
tung über den Austausch von Beamten und Experten. Im Mittelpunkt sollen dabei 
die Bereiche Wettbewerbsrecht, Energierecht und das Telekommunikationsrecht 
stehen. Es muss geprüft werden, ob sich hieran auch Experten aus Baden-Würt-
temberg beteiligen können. Interessant für die Unternehmen des Landes ist das in 
dieser Abschlusserklärung genannte neue Finanzierungsangebot „Griechenland“ 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur Unterstützung bei der Umsetzung 
von Investitionsprojekten in Griechenland.

Wissenschaftlicher Austausch

Aktuell bestehen zwischen baden-württembergischen und griechischen Hochschu-
len 38 Kooperationen. Beteiligt sind sowohl Universitäten und Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften als auch Pädagogische Hochschulen. 

Die Zahl der griechischen Studierenden in Baden-Württemberg ist nach Jahren 
des Rückgangs seit 2008/ 09 wieder leicht steigend. Momentan gibt es keine För-
derung für Studierende durch die Baden-Württemberg Stiftung. Gemeinsame For-
schungsförderungen sind nicht bekannt. 
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Die Förderung der bilateralen Kooperation zwischen Hochschulen in Baden-Würt-
temberg und Griechenland basiert im Wesentlichen auf den hierfür zur Verfügung 
stehenden Fördermitteln der EU im Bildungs- und Forschungsbereich.

Sportlicher Austausch

Spezielle Austauschprogramme mit Griechenland gibt es im Geschäftsbereich des 
Kultusministeriums nicht. Auf kommunaler Ebene, z. B. über Städtepartnerschaf-
ten oder Vereinsfreundschaften, gibt es einen sportlichen Austausch, der jedoch 
nicht zentral organisiert ist, sodass dem Kultusministerium hierzu keine Erkennt-
nisse vorliegen.

2010 fanden zwei und 2011 eine geförderte Schülergruppenbegegnung mit Schü-
lerinnen und Schülern aus Weingarten, Konstanz, Thessaloniki und Athen statt.

4.	�ob es auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes zwischen Baden-Württemberg 
und Griechenland eine Zusammenarbeit gibt;

Auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes unterstützt, koordiniert und ergänzt die 
Europäische Union nach dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
die Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Sie fördert die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten, um die Systeme zur Verhütung von Naturkatastrophen oder 
von vom Menschen verursachten Katastrophen und zum Schutz vor solchen Ka-
tastrophen wirksamer zu gestalten. Wenn ein Mitgliedstaat von einer Katastrophe 
betroffen ist, handeln die Mitgliedstaaten solidarisch. Eine konkrete Zusammen-
arbeit zwischen dem Land Baden-Württemberg und Griechenland auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes gibt es nicht.

5.	�wie viele griechische Gemeinden oder Vereine es in Baden-Württemberg gibt 
und wie sie in ihr jeweiliges Lebensumfeld integriert sind;

Hinweis: Es gibt keine Meldepflicht und kein landesweites zentrales Vereinsregis-
ter bezüglich (ausländischer) Gemeinden oder Vereinen.

Dem Innenministerium liegen daher in seiner Zuständigkeit für das Vereinsrecht 
keine Erkenntnisse vor. Von einer Erhebung wurde im Hinblick auf den damit ver-
bundenen Aufwand abgesehen.

Im Bereich des Württembergischen Landessportbundes gibt es ca. 25 bis 30 Vereine, 
die aufgrund ihres Namens einen griechischen Bezug haben. In der Regel sind diese 
Vereine von griechischen Migranten gegründet – zum Teil auch noch geführt – ste-
hen mit ihren Angeboten aber allen Interessierten offen. 

Von anderen Sportbünden oder Verbänden liegen keine Erkenntnisse vor.

Die Angaben des Ministeriums für Integration gehen aus oben aufgeführten Grün-
den hauptsächlich auf Angaben des Griechischen Generalkonsulats Stuttgart und 
der Griechischen Botschaft in Berlin zurück.

Demnach gibt es im Zuständigkeitsgebiet des Griechischen Generalkonsulats Stutt-
gart (deckungsgleich mit Baden-Württemberg) je nach Quelle 32 bzw. 34 grie-
chische Gemeinden (keine Religionsgemeinden), die ortsgebunden sind (z. B. 
Griechische Gemeinde Stuttgart), 53 kultur-  bzw. regionalgebundene Vereine (z. B. 
Verein der Griechen aus der Region von Epirus oder aus Kreta), zehn Deutsch-
Griechische Vereine und eine unbekannte Anzahl von Elternvereinen, z. B. für die 
griechischen Schulen. 

Diese Vereine sind sehr engagiert, bieten verschiedene kulturelle Veranstaltungen 
nicht nur für Griechen an und pflegen die völkerverständigenden Beziehungen 
zwischen Griechen, Deutschen und anderen Bevölkerungsgruppen. Sie bieten fer-
ner u. a. Tanz-, Sprach- und EDV-Unterricht. 

Insgesamt sind die Griechen in Baden-Württemberg gut integriert. Viele Vereine sind 
sehr aktiv was das eigene Vereinsleben angeht, und sie nehmen aktiv am lokalen 
gesellschaftlichen Leben teil; das Interesse der jungen Griechen für das Vereinsle-
ben lässt jedoch etwas nach.
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6.	�ob sich seit der Wirtschafts- und Finanzkrise in Griechenland die Zahl der  
arbeitsuchenden Fachkräfte aus Griechenland in Baden-Württemberg signifi-
kant verändert hat;

Nach den von der Bundesagentur für Arbeit bereitgestellten Daten hat zwischen 
April 2011 und April 2012 in Baden-Württemberg die Zahl der Arbeitslosen ins-
gesamt mit griechischer Staatsangehörigkeit um 21,8 Prozent abgenommen (Bund 
plus 1,2 Prozent). Bei Fachkräften mit griechischer Staatsangehörigkeit mit be-
trieblicher bzw. schulischer Ausbildung ging die Arbeitslosigkeit um 26,0 Prozent 
(Bund minus 6,9 Prozent) und bei Personen mit akademischer Ausbildung um 13,8 Pro-
zent (Bund plus 19,8 Prozent) zurück.

Weitere Einzelheiten zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit von Ausländern mit 
griechischer Staatsangehörigkeit sind in der beigefügten Tabelle, die von der Bun-
desagentur für Arbeit bereitgestellt wurde, enthalten.

Hinsichtlich der Zuwanderung aus Griechenland nach Baden-Württemberg kön-
nen Mitte 2012 genaue Angaben gemacht werden, wenn die Ergebnisse der Wan-
derungsstatistik für 2011 vorliegen. Aus einer Sonderauswertung des Statistischen 
Landesamtes ergibt sich, dass die Zahl der Zuzüge aus Griechenland nach Ba-
den-Württemberg im 1. Halbjahr 2011 gegenüber dem Vergleichszeitraum 2010 
deutlich um rund 71 % zugenommen hat. Außerdem weist die Statistik der EU-
Ausländer in Baden-Württemberg für Griechenland erstmals seit über 10 Jahren 
wieder einen Zuwachs aus. Von Ende 2010 bis Ende 2011 stieg die Zahl der  in 
Baden-Württemberg lebenden Griechen um 1.320 auf 67.189 Personen an. Im Jahr 
2001 lebten noch knapp 84.000 Griechen in Baden-Württemberg.

7.	�was sie für einen verstärkten Austausch von Fachkräften zwischen Baden-Würt-
temberg und Griechenland tun will;

Zur Linderung des Fachkräftemangels in den Bereichen Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaft und Technik (MINT) unterstützt und begleitet das Ministerium 
für Finanzen und Wirtschaft regionale Initiativen und Maßnahmen in Baden-
Württemberg, die auf die Gewinnung von arbeitsuchenden Fachkräften aus dem 
EU-Binnenmarkt für die Wirtschaft abzielen. Das Ministerium für Finanzen und 
Wirtschaft wird bei den Partnern der Allianz für Fachkräfte im Land dafür wer-
ben, auch mit Griechenland entsprechende Initiativen und Maßnahmen zu initiie-
ren. Griechenland kann davon z. B. insofern profitieren, als dort die arbeitslosen 
Fachkräfte im Vermittlungsfall nicht mehr auf Unterstützungsleistungen der grie-
chischen Sozialversicherung angewiesen sind. Außerdem können die Fachkräfte 
längere Brüche im Lebenslauf vermeiden und sich weitere berufliche Fähigkeiten 
und Qualifikationen im Ausland aneignen, was im Falle einer späteren Rückkehr 
auch der griechischen Wirtschaft zu Gute kommt. 

8.	�ob es in der Vergangenheit EU-Projekte zwischen Griechenland und Baden-
Württemberg gegeben hat und welcher Veränderungen es ggf. im Rahmen der 
neuen Förderperiode 2014 bis 2020 bedarf, um solche Projekte künftig umzusetzen;

Wirtschaft

In dem Geschäftsbereich des Wirtschaftsministeriums (alt) wurde im Bereich 
Existenzgründungsförderung und Unternehmensnachfolge bislang ein Projekt 
mit griechischen Partnern durchgeführt. Im Rahmen des Projekts „Next Business 
Generation“ (NBG) schlossen sich 2005 bis 2007 unter der Federführung Baden-
Württembergs die Regionen Lombardei, Niederösterreich, Thessalien, West Mid-
lands sowie der Kanton Zürich zusammen, um gemeinsam Lösungen zur erfolgrei-
chen Unternehmensnachfolge zu erarbeiten.

Ziel des Projekts war es Erfahrungen auszutauschen, die bei der Förderung von 
Unternehmensnachfolgen gesammelt wurden, Good Practice-Beispiele zu ermit-
teln, neue Unterstützungsangebote zu entwickeln und ein nachhaltiges Netzwerk 
aufzubauen. „Next Business Generation“ bot ein Informations- und Qualifizie-
rungsangebot für Entscheidungsträger, Experten und Praktiker, die Unternehmens-
nachfolgen unterstützen. Bis Ende 2007 wurden internationale Expertentreffen, 
Konferenzen und Studienreisen in den sechs beteiligten Regionen durchgeführt. 
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Das Projekt wurde von der Europäischen Union im Rahmen des Programms  
INTERREG III C gefördert. Die Projekterfahrungen mit der griechischen Partner-
region Thessalien werden im Vergleich zu den Beiträgen der anderen beteiligten 
Regionen von dem Fachreferat des MFW als eher negativ eingeschätzt.

Die EU-Kommission hat am 18. April 2012 eine umfassende Mitteilung zum 
„Wachstum in Griechenland“ (Com [2012] 183 final) vorgelegt. Ausgehend von 
einer Analyse der Auswirkungen der weltweiten Finanz- und Bankenkrise auf 
Griechenland, die zu einer Verschärfung der ohnehin hohen öffentlichen Haus-
haltsdefizite geführt hat, befasst sich die Mitteilung mit den strukturellen Wett-
bewerbsschwächen der griechischen Wirtschaft sowie mit der mangelnden Effi-
zienz und unzureichenden Leistungsangeboten der öffentlichen Verwaltung und 
der weitverbreiteten Korruption und Günstlingswirtschaft. Wie die Kommission 
hervorhebt hat Griechenland jedoch viele Stärken, auf die es aufzubauen gelte. 
Genannt werden die griechischen Reedereien und die Schiffwirtschaft, das Tou-
rismuspotenzial, die Universitäten und gut ausgebildete Arbeitskräfte sowie die 
geografische Lage des Landes als „potenzielles Logistik-Energiedrehkreuz in Süd-
osteuropa“.

Aus der Sicht der Europäischen Kommission müssen im Jahr 2012 vorrangig 
die öffentlichen Finanzen auf der Ausgaben- und Einnahmeseite saniert sowie 
die griechischen Banken rekapitalisiert werden, um den Zugang der griechi-
schen Klein- und mittelständischen Unternehmen (KMU) zur Kreditvergabe zu 
erleichtern. Nach Angaben der Kommission verschlechterte sich 2011 in sechs 
von zehn Unternehmen die Ertragslage der griechischen KMU und gingen 150 000 
Arbeitsplätze verloren. Um die Kreditklemme der KMU zu beseitigen, will die EU  
4 Mrd. € aus den Strukturfonds für Griechenland beschleunigt zur Auszahlung brin-
gen. Erwähnenswert ist auch, dass ein neuer Garantiefonds für griechische KMU 
in Höhe von 500 Mio. € eingerichtet werden soll. In dieser Mitteilung werden 
eine Reihe von Ansatzpunkten für konkrete Projekte zur „Förderung der Unter-
nehmen als Wachstumsmotor“ genannt, u. a. im Bereich der beruflichen Bildung, 
Existenzgründungsförderung/-festigung bzw. Innovations-Clusterförderung sowie 
der „Förderung der unternehmerischen Fähigkeiten“, die mit speziellen Mitteln 
aus den EU-Strukturfonds gefördert werden können, und ggf. auch für eine Betei-
ligung von Projektträgern aus Baden-Württemberg in Betracht kommen könnten. 
Die in der Mitteilung vorgeschlagenen Maßnahmen sowie die laufenden Projek-
te der von EU-Kommission eingesetzten „Task force für Griechenland“ bedürfen  
jedoch noch einer eingehenderen Aufarbeitung und Bewertung im Hinblick auf 
eine etwaige Mitwirkung des Landes.

In dem Schwerpunktbereich „Aufbau einer innovativen wissensbasierten Wirt-
schaft“ wäre der Vorschlag des Aufbaus eines Netzes von Inkubatoren an Univer-
sitäten noch genauer zu untersuchen. Für die mittelfristige Zukunft Griechenlands 
ist es unabdingbar, einen innovationsgetriebenen Mittelstand aufzubauen, der in 
Wachstumsfeldern wie Energiegewinnung und -effizienz, Umwelttechnologie,  
Gesundheitswirtschaft oder IT angesiedelt ist. Hierzu bedarf es der Intensivierung 
unternehmerischer Kompetenz in der Hochschullehre sowie des Aufbaus hoch-
schulnaher Inkubatoren. In diesem konkreten Fall könnte Baden-Württemberg 
seine langjährige Erfahrung über die Initiative für Existenzgründungen und Unter-
nehmensnachfolge (ifex) und einzelne Hochschulinkubatoren baden-württember-
gischer Universitäten und Hochschulen einbringen.

Wie bereits in der Stellungnahme auf den Antrag 15/1516 (Abg. Claus Paal u. a., 
CDU) dargestellt, ist Baden-Württemberg in der aktuellen Förderperiode (2007 bis 
2013) an drei transnationalen INTERREG IV B-Programmen (Nordwesteuropa, 
Mitteleuropa, Alpenraum) beteiligt, die allerdings Griechenland nicht umfassen. 
Perspektivisch ergibt sich die Option für Baden-Württemberg, auch am Interreg 
B-Kooperationsraum „Südosteuropa“ zu partizipieren; hiermit wären auch grie-
chische Institutionen und Organisationen potenzielle Kooperationspartner. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Donauraumstrategie bemühen sich Bayern und 
Baden-Württemberg um eine Aufnahme in diesen Kooperationsraum ab der neuen 
Förderperiode 2014. Erste Signale aus der EU-Kommission sowie aus den bisher 
beteiligten Staaten in diesem Raum sind positiv. Ein Grundprinzip bei Interreg-B-
Projekten ist allerdings die Kooperation mehrerer Partner, somit wären keine rein 
bilateralen Projekte Baden-Württemberg – Griechenland förderbar. Die themati-
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schen Schwerpunkte für die neue Förderperiode werden derzeit in den Gremien 
des Förderraums erarbeitet.

Schule und Bildung

Im Rahmen von COMENIUS, der Säule des EU-Bildungsprogramms für lebens-
langes Lernen (LLP 2007 bis 2013) für den schulischen und vorschulischen Be-
reich, bestehen derzeit 10 Schulpartnerschaften zwischen Baden-Württemberg und 
Griechenland.

Auch im Rahmen von eTwinning, einer Querschnittaktion des LLP 2007 bis 2013, 
die die Gründung internationaler „virtueller“ Schulpartnerschaften über das Internet 
unterstützt und für alle Schularten der am LLP teilnehmenden Staaten frei zugäng-
lich ist, bestehen verschiedene Kooperationen zwischen baden-württembergischen 
und griechischen Schulen.

Die Aktion „Studienbesuche für Bildungs- und Berufsbildungsfachleute“ als Teil 
des LLP 2007 bis 2013 fördert neben der Stärkung der europäischen Dimension im 
Bildungswesen den interkulturellen Dialog zwischen den Mitgliedstaaten. Dabei 
haben zum einen Bildungsexperten aus Baden-Württemberg entsprechende Ver-
anstaltungen in Griechenland besucht, als auch griechische Experten Angebote in 
Baden-Württemberg wahrgenommen. Eine Statistik mit länderbezogenen Anga-
ben zu Teilnehmerzahlen liegt dem Kultusministerium allerdings nicht vor.

Schulpartnerschaften und Schüleraustausche sind in Baden-Württemberg nicht 
meldepflichtig und sind dem Kultusministerium in der Regel dann bekannt, wenn 
beispielsweise Fördermittel hierfür beantragt wurden. Daher kann das Kultusmi-
nisterium keine Angaben über die Anzahl tatsächlich bestehender Partnerschaften 
machen. Bei einer Online-Umfrage des Kultusministeriums im Frühjahr 2010, an 
der die Schulen freiwillig teilnehmen konnten und die somit ebenfalls keine flä-
chendeckende Erfassung darstellt, wurden verschiedene bestehende Kontakte mit 
Griechenland zurückgemeldet.

Nach Auskunft des Regierungspräsidiums Stuttgart (Vorortstelle für den interna-
tionalen Schüleraustausch in Baden-Württemberg) gab es in den letzten Jahren 
seitens baden-württembergischer Schulen kaum Nachfrage nach Partnerschaften 
mit griechischen Schulen. 

Das EU-Bildungsprogramm soll in der kommenden Förderperiode 2014 bis 2020 
unter dem neuen Namen „Erasmus für alle“ fortgeführt werden. Die Europäische 
Kommission hat entsprechende Vorschläge hierzu am 23. November 2011 vorge-
legt. Zwar liegen aktuell noch keine endgültigen Regelungen vor, aber es ist davon 
auszugehen, dass Schulpartnerschaften bzw. der Austausch von Schülerinnen und 
Schülern sowie Lehrkräften weiterhin – also auch mit Griechenland – möglich sein 
werden. Es liegt jedoch im Verantwortungsbereich der Schulen, sich Partnerlänger 
bzw. Partnerschulen auszusuchen. Seitens der Schulverwaltung werden dazu keine 
Vorgaben gemacht. 

Wissenschaft und Forschung

In der EU-Strukturfondsförderperiode 2007 bis 2013 kann das Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst Maßnahmen mit Mitteln des ESF und des 
EFRE unterstützen. Hierbei gilt, dass die EU-Mittel zu „regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung“ (RWB), mit Ausnahme der transnationalen Koope-
rationen in der ESF-Förderung der ESF-Verwaltungsbehörde (SM), nur für Auf-
wendungen in Baden-Württemberg zur Verfügung stehen. Dies schließt geförderte 
Kooperationen mit Griechenland aus und folglich gab es in diesem Bereich auch 
keine gemeinsamen Projekte.

Darüber hinaus partizipiert das Wissenschaftsministerium auch an EFRE-Mitteln 
im Rahmen der INTERREG IV-Programme „Oberrhein“ und „Alpenraum-Boden-
see-Hochrhein“, um grenzüberschreitende Wissenschaftskooperationen zu unter-
stützen. Auch diese Förderung schließt aufgrund seiner regionalen Beschränkung 
Kooperationen mit Griechenland aus.
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In der nächsten EU-Strukturfondsförderperiode 2014 bis 2020 wird das Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst voraussichtlich wieder Maßnahmen 
mit Mitteln des ESF und des EFRE „Investitionen in Wachstum und Beschäfti-
gung“ (IWB) und „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ (ETZ) unterstützen 
können. Auch hier werden die gleichen EU-Bestimmungen zur regionalen Begren-
zung der Förderfähigkeit gelten und keine gemeinsamen Projekte möglich sein. 

In der laufenden Förderperiode des 7. EU-Forschungsrahmenprogramms (2007 bis 
2013) waren griechische und baden-württembergische Hochschulen, außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen und Unternehmen bisher an insgesamt 309 Pro-
jekten2 gemeinsam beteiligt. Es handelt sich hierbei v. a. um Projekte im Rahmen 
des Spezifischen Programms „Zusammenarbeit“, bei denen beteiligte Partner aus 
mehreren Mitgliedstaaten (drei sind die Mindestanforderung) grenzüberschrei-
tend zusammenwirken. Es werden nur die qualitativ besten Vorhaben mit einem 
europäischen Mehrwert gefördert. Der territoriale Gedanke oder gar Kohäsions-
gesichtspunkte bleiben bei der Vergabe der Projekte außen vor. Die genannten 
Zahlen bilden daher keine explizit baden-württembergisch-griechische Koopera-
tion ab. Nichtsdestotrotz können aus solchen Projekten baden-württembergisch-
griechische Beziehungen im Bereich Forschung und Entwicklung entstehen und 
intensiviert werden. 

Im neuen Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Horizont 2020“ für 
die Förderperiode ab 2014 bleibt das Exzellenzprinzip oberste Fördervorausset-
zung. Kohäsionsgesichtspunkte sind diesem Förderbereich fremd.

Insgesamt ist die Teilnahme Griechenlands am 7. EU-Forschungsrahmenprogramm 
sehr gut. Griechische Einrichtungen waren bisher an 2.307 Projekten beteiligt und 
konnten 635,1 Mio. € Mittel einwerben. Griechenland liegt im Vergleich der EU-
27 damit auf Platz 12. Baden-Württemberg liegt mit 2217 Beteiligungen und einer 
Mittelakquise von 917,3 Mio. € auf Rang 8. Deutschland insgesamt ist mit 10.707 
Beteiligungen und einer Einwerbung von 4.139,8 Mio. € Spitzenreiter.

Bei den meisten Kooperationen, an denen baden-württembergische und griechi-
sche Einrichtungen beteiligt sind, handelt es sich um Forschungsprojekte aus dem 
Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien (99).

Umwelt

In den Bereichen des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft gab 
es in den letzten Jahren keine gemeinsamen Projekte mit Griechenland. Von grie-
chischer Seite wurden auch keine Anfragen oder Anregungen an das Ministerium 
gerichtet. Neben den bestehenden Kooperationen mit Partnerregionen und anderen 
Staaten sieht das Ministerium keine personellen und finanziellen Reserven, um 
eine Partnerschaft neu zu beginnen.

Arbeit und Soziales

In den Bereichen des Sozialministeriums sind bisher keine baden-württember-
gisch-griechischen ESF-Projekte bekannt. 

Integration

In der laufenden Förderperiode 2007 bis 2013 sind aus dem Europäischen Fonds 
für die Integration von Drittstaatsangehörigen bislang keine Projektpartnerschaf-
ten zwischen Baden-Württemberg und Griechenland zustande gekommen bzw. 
gemeinsame Projekte gefördert worden. Dies liegt an der spezifischen Zielsetzung 
dieses Fonds, der eine eher nationale Komponente hat: er nimmt die im jeweiligen 
Mitgliedstaat lebenden zugewanderten Menschen in den Blick.

Die Beratungen zu dem in der Förderperiode 2014 bis 2020 anzuwendenden Asyl- 
und Migrationsfonds sind noch nicht abgeschlossen. Der diesbezügliche Entwurf 

2 Quelle: ECORDA-Vertragsdatenbank, Stand: 16. Februar 2012.
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sieht verschiedene Neuerungen gegenüber dem bisherigen Förderprogramm vor, 
die u. a. eine Stärkung und Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten bewirken sollen. Dies ergibt sich sowohl aus der inhaltlichen Ausrich-
tung des Fonds – er soll vorrangig der integrierten Steuerung von Migrationsströ-
men und der gesamten Bandbreite der gemeinsamen Asyl- und Migrationspolitik 
der EU dienen – als auch aus dem gewählten Finanzierungsinstrument. Dieses 
enthält wesentliche Anreize für eine intensivere Zusammenarbeit. Neben einem 
Grundbetrag sollen die Mitgliedstaaten künftig auch einen variablen Betrag er-
halten, dessen Höhe von dem politischen Handlungswillen und der Fähigkeit zur 
Zusammenarbeit abhängt.

Inwieweit sich die vielfältigen Handlungsfelder des sehr breit aufgestellten Fonds 
(Asyl- und Aufnahmesysteme, Neuansiedlungs- und Umsiedlungsprogramme, 
Förderung der legalen Zuwanderung, Integration bleiberechtigter Drittstaatsange-
höriger, Rückführung bei illegalem Aufenthalt in der EU) für eine überstaatliche 
Zusammenarbeit eignen, muss dann im konkreten Einzelfall entschieden werden.

9.	�ob eine Unterstützung Griechenlands durch Baden-Württemberg bei der Lösung 
aktuell drängender humanitärer Probleme, wie z. B. der Versorgung von Flücht-
lingen und illegalen Zuwanderern, geplant ist.

Als Zeichen der Solidarität und zur Lastenteilung innerhalb der Europäischen Union 
hat Deutschland bereits in der Vergangenheit auf Bitten eines anderen EU-Mit-
gliedstaats Flüchtlinge aufgenommen. Es handelte sich dabei um Aufnahmeaktio-
nen zur Unterstützung Maltas auf der Grundlage des § 22 Satz 2 bzw. § 23 Abs. 2 
des Aufenthaltsgesetzes. Hieran hat sich entsprechend dem Königsteiner Schlüssel 
auch Baden-Württemberg beteiligt. In den Jahren 2006 und 2009 bis 2011 wurden 
in Baden-Württemberg insgesamt 37 überwiegend afrikanische Flüchtlinge aus 
Malta aufgenommen.

Die Landesregierung ist grundsätzlich bereit, auch künftig an vergleichbaren Auf-
nahmeaktionen im Rahmen der europäischen Lastenteilung und einer Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland mitzuwirken. Ein entsprechendes Ersuchen ist 
von Griechenland bislang allerdings nicht gestellt worden.

Friedrich
Minister für Bundesrat, Europa und internationale Angelegenheiten
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